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______________________________________________________________________

Landeshauptstadt Hannover -  20.11  -     Datum 05.09.2017

Einladung

zur 1. gemeinsamen Sondersitzung 

des Ausschusses für Haushalt, Finanzen und Rechnungsprüfung mit dem Ausschuss für 
Arbeitsmarkt,- Wirtschafts- und Liegenschaftsangelegenheiten am 
Mittwoch, den 13. September 2017 um 15.00 Uhr im Hodlersaal des Rathauses

Bitte beachten Sie, dass im Anschluss - geplant für 16.30 Uhr - die reguläre 9. Sitzung 
des Ausschusses für Haushalt, Finanzen und Rechnungsprüfung beginnt. 

______________________________________________________________________

Tagesordnung:

I. Ö F F E N T L I C H E R   T E I L

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und 
Beschlussfähigkeit sowie Feststellung der Tagesordnung

2. 500 plus: Die Maßnahmen bis 2021 - 
Vom Memorandum über das Konzept zur Umsetzung
(Informationsdrucksache Nr. 2129/2017 mit 3 Anlagen) 
- Diese Drucksache wird mit dem Hinweis "Bitte aufbewahren" am 
05.09.2017 gesondert übersandt - 

Schostok

Oberbürgermeister 
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_____________________________________________________________________

Landeshauptstadt Hannover  - 20.11 -        Datum 12.10.2017

PROTOKOLL

über die 1. gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Haushalt, Finanzen und Rech-
nungsprüfung und des Ausschusses für Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und Liegenschafts-
angelegenheiten am Mittwoch, den 13. September 2017 im Hodlersaal des Rathauses

Beginn 15.00 Uhr
Ende 16.24 Uhr

_____________________________________________________________________

Anwesende:

Ratsmitglieder:     

a) Ausschuss für Haushalt Finanzen und Rechnungsprüfung

Ratsfrau Falke (LINKE & PIRATEN) - stellvertretende Vorsitzende -
Ratsherr Bingemer (FDP)
Ratsherr Drenske (Bündnis 90/Die Grünen)
Ratsherr Jacobs (AfD)
Beigeordnete Kastning (SPD)
Ratsfrau Keller (SPD)  - in Vertretung für Beigeordnete Zaman -
Ratsherr Dr. Menge (SPD)
Ratsherr Pohl (CDU)
Beigeordnete Seitz (CDU)
Ratsfrau Steinhoff (Bündnis 90/Die Grünen)
Ratsherr Wiechert (CDU)

Grundmandatsträger:

Ratsherr Förste (Die FRAKTION)
Ratsherr Wruck (DIE HANNOVERANER)

b) Ausschuss für Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und Liegenschaftsangelegenheiten

Ratsherr Hellmann (CDU) - Vorsitzender -
Ratsfrau Keller (SPD)
Ratsfrau Dr. Clausen-Muradian (Bündnis 90/Die Grünen)
Ratsfrau Falke (LINKE & PIRATEN)
Ratsherr Gast (Bündnis 90/Die Grünen)
Ratsherr Karger (AfD)
Beigeordnete Kastning (SPD)  - in Vertretung für Ratsfrau Ranke Heck -
Ratsherr Pohl (CDU)  - in Vertretung für Ratsherrn Emmelmann - 
Ratsherr Spiegelhauer (SPD)
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Beratendes Mitglied:

Herr Wippach

Grundmandatsträger:

Ratsherr Förste (Die FRAKTION)

Verwaltung: 

Erste Stadträtin Frau Tegtmeyer-Dette (Dez. V)
Herr Stadtkämmerer Dr. von der Ohe (Dez. II)
Herr Heidenbluth (20)
Frau Weißenborn (20.1)
Frau Dr. Wehmann (14)
Frau Bartels (14.2)
Herr Gronemann (19.2)
Frau Leinenweber (19.3)
Frau Deppe-Lorenz (19.15)
Frau Hoffmann (20.10)
Herr Hahn (20.10)
Herr Dassow (20.11)
Herr Janßen (GPR)
Frau Rohde (PR/V)
Herr Müller (PR/II)
Herr Bartels (23.02.2)
Frau Allner (20.11) - Ausschussbetreuung und 

Protokoll -

Presse: 

Frau König                    (NP)
Herr Schinkel                    (HAZ)
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Tagesordnung:

I. Ö F F E N T L I C H E R   T E I L

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und 
Beschlussfähigkeit sowie Feststellung der Tagesordnung

2. 500 plus: Die Maßnahmen bis 2021 - 
Vom Memorandum über das Konzept zur Umsetzung
(Informationsdrucks. Nr. 2129/2017 mit 3 Anlagen)

I.  Ö F F E N T L I C H E R   T E I L

TOP 1.
Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und 
Beschlussfähigkeit sowie Feststellung der Tagesordnung

Die Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und 
Beschlussfähigkeit sowie Feststellung der Tagesordnung für den 

Ausschuss für Haushalt, Finanzen und Rechnungsprüfung erfolgte durch die 
stellvertretende Vorsitzende Ratsfrau Falke (Sitzungsleitung)

sowie für den 

Ausschuss für Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und Liegenschaftsangelegenheiten durch 
Vorsitzenden Ratsherrn Hellmann.

Nach der Eröffnung der Sitzung übergab Ratsfrau Falke das Wort an den Stadtkämmerer.

TOP 2.
500 plus: Die Maßnahmen bis 2021
- Vom Memorandum über das Konzept zur Umsetzung
(Informationsdrucksache Nr. 2129/2017 mit 3 Anlagen)

Stadtkämmerer Dr. von der Ohe führte einleitend aus, dass die vorliegende 
Informationsdrucksache heute auf der Agenda dieser Sondersitzung stehe, um anhand der 
Inhalte dieser Vorlage mit beiden Gremien gemeinsam vertiefter darüber zu diskutieren.

Im folgenden werde er in einer komprimierten Präsentation --- diese liegt dieser 

Niederschrift als Anlage bei --- darlegen, welche (Hochbau-) Vorhaben mit welchen Mitteln 
und zusätzlichen organisatorischen und personellen Ressourcen nicht bis 2021 geplant, 
sondern vielmehr bis 2021 fertig gestellt werden sollten.
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Die Investitionsoffensive 500 plus sei ein Referenzprodukt des Stadtentwicklungs-
programms "Mein Hannover 2030" und damit eine Herausforderung an eine wachsende 
Stadt (Blatt 1).

Insgesamt seien 2 Milliarden € als Bedarf ermittelt worden. 520 Mio. € (gerechnet über den 
Zeitraum von 10 Jahren) würden damit in Höhe von nahezu 50 % auf den bis dato 
geplanten Investitionsbetrag in Höhe von 1,2 Mrd. € "on Top" zusätzlich zu der 
ursprünglichen Summe zu schultern sein (Blatt 2 + 3).

Den absoluten Schwerpunkt mache der Bildungsbereich mit nahezu 80 % (Blatt 4) aus (zur 
Detailplanung vgl. Blatt 6). Hier sei eine Vielzahl von ganz konkreten Vorhaben anhängig, 
verbunden mit großen Chancen für die Stadt und ihre fortwährende Weiterentwicklung (
Blatt 7).

Um diese Spielräume zu gewinnen (Blatt 5: Über 200 Mio. € in den Jahren 2017 bis 2021) 
werde die LHH weiterhin u.a. Konsolidierungsmaßnahmen (Blatt 8) betreiben müssen. 

Der entstehende Vermögenszuwachs werde bilanziert. Die bereits umgesetzte 
Gewerbesteuererhöhung werde mit in die Finanzierung der Vorhaben einbezogen. 

Erste Stadträtin Tegtmeyer-Dette ergänzte im Hinblick auf die Abarbeitung des Programms, 
dass hierfür 65 zusätzliche Stellen eingerichtet worden seien, von denen bis dato 2/3 bereits 
im FB 19 besetzt seien. 29 neue Kräfte hätten ihre neue Arbeit bis heute gestartet; 
gleichermaßen seien im FB 19 zwei neue Bereiche geschaffen worden. Wichtig für den 
gesamten Ablauf und die Realisierung des Programms seien gute Strukturen und 
kompetente Leitungsebenen. 
Aus der Anlage der Informationsdrucksache sei die Gesamtschau der Maßnahmen zu 
ersehen, für 6 Projekte läge bereits die abschließende Beschlussfassung der Ratsgremien 
vor. 
Aus dem Investitionskorridor seien bis hierhin die bis 2019 festgelegten Maßnahmen 
ersichtlich. Nach weiterer politischer Beschlussfassung würden diese laufend weiter 
aufgelistet.

Ratsherr Dr. Menge erklärte, er sei sehr beeindruckt von der Drucksache, in welcher "viel 
Musik" für die kommenden Jahre stecke. Alle Stadtbezirke seien mit in den Fokus 
genommen worden. Er habe Respekt vor der Mannschaftsleistung, welche dazu dienen 
werde, die Stadt weiter voran zu bringen und die Stadtteile weiter zukunftsfähig zu 
gestalten. Die von der Verwaltung genannten Fertigstellungsdaten gewährleisteten die 
beste Voraussetzung für eine strategische Planung. Zudem sei laut der Verwaltungsvorlage 
vorgesehen, dass es einen jährlichen Controllingbericht geben werde.
Die Stadt werde hier nicht kleckern, sondern klotzen. Eine attraktive Stadt lade dazu ein, 
nach Hannover zu ziehen; selbst die vollzogene Gewerbesteuererhöhung schrecke 
offensichtlich nicht ab und ermögliche weitere Investitionen. Diese schöne Entwicklung 
begrüße die SPD-Fraktion. 

Ratsherr Wruck zeigte sich beeindruckt von dem Programm - die Verwaltung habe hier ein 
sehr ehrgeiziges Ziel vorgelegt. Aus seiner Sicht sei lediglich die Hoffnung zu äußern, dass 
genügend "Man Power" für die Umsetzung dieses Zieles vorhanden sein werde.

Ratsfrau Steinhoff bezeichnete das Programm in seiner Gesamtheit als "Leuchtturm-
projekt". Sie sei sehr beeindruckt von der großartigen Leistung. 500 plus bilde eine gute 
Grundlage für eine wachsende Stadt. Auch die Finanzierung der Maßnahmen in der 
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Größenordnung von mehr als einem Drittel über ÖPP werde von der Fraktion Bündnis 
90/die Grünen überzeugt mitgetragen.

Ratsherr Bingemer begrüßte das vorliegende Programm in seiner Ausgestaltung aus 
liberaler Sicht. Gute Investitionen begünstigten erfahrungsgemäß den Wirtschaftssektor . 
Die schwerpunktmäßige Investition in Bildung werde von der FDP außerordentlich begrüßt, 
da Bildung in der Regel Wissensvorsprung generiere. Eine fundierte Ausbildung von 
Kindern und Jugendlichen vor Ort liege im Interesse der hiesigen Arbeitgeber und werde die 
Stadt in ihrer Fortentwicklung stärken.
Allen beteiligten Kräften und den neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sei ein guter Start 
zu wünschen und dass sie ihren Job erfolgreich für die Stadt erledigen könnten. 

Beigeordnete Kastning schloss sich zum einen den Ausführungen von Ratsherrn Dr. Menge 
an und ergänzte diese mit entsprechenden Anmerkungen zum Aspekt des Controllings im 
Hinblick auf die Umsetzung der einzelnen Maßnahmen. 
Dazu gehöre auch, dass die Politik unverzüglich unterrichtet werde, wenn Projekte nicht so 
laufen würden wie geplant. Allen Beteiligten wünsche sie gutes Gelingen und viel Erfolg und 
sprechen ihnen ihren Dank dafür aus, was bisher bereits geleistet wurde. 

Ratsfrau Keller schloss sich diesem Beitrag an und merkte zusätzlich an, dass bei der 
Beschlussfassung über konkrete Maßnahmen im laufenden Prozess die Politik immer noch 
Einfluss werde nehmen können. 

Ratsherr Jacobs äußerte die Hoffnung, den Sanierungsstau  - auch unter Zuhilfenahme von 
möglichen Synergieeffekten - Zug um Zug abarbeiten zu können.

Stadtkämmerer Dr. von der Ohe beantwortete eine entsprechende Nachfrage von Ratsfrau 
Falke, ob sich eine eventuelle Erhöhung der Leitzinsen auf die Maßnahmen auswirken 
werde, dahingehend, dass in so einem Fall eine daraus resultierende Berücksichtigung in 
dem Programm möglich wäre. 

Erste Stadträtin Tegtmeyer-Dette erklärte zum Stichwort "Synergieeffekte", dass es 
beispielsweise bei dem Bau von Kitas durchaus üblich sei, für mehrere Objekte die gleiche 
Planung heran zu ziehen bzw. bei der Realisierung einzusetzen. Für Schulen ließe sich das 
erfahrungsgemäß kaum so handhaben, hier seien die Rahmenbedingungen in der Regel 
überhaupt nicht vergleichbar. Jedoch werde die Verwaltung noch gegen Ende diesen 
Jahres eine Planungsvorlage für ein Sonderprogramm "Schultoiletten" den politischen 
Gremien vorlegen, da hier dringend notwendiger Sanierungsbedarf gegeben sei.

Ratsherr Spiegelhauer richtete aus seiner Sicht als Mitglied des AWL einen herzlichen Dank 
an die Verwaltung für diese wichtige Vorlage. Die Drucksache 500 plus sei mit all den in ihr 
aufgeführten Maßnahmen Ausdruck einer gezielten und richtigen Investitionspolitik dieser 
Stadt. 

Beigeordnete Seitz stellte in Frage, warum der AWL hier nicht als federführender 
Ausschuss firmiere. Ebenso habe sie irritiert, dass die Verwaltungsvorlage nicht wie im 
allgemein üblichen Drucksachenverfahren von Gremium zu Gremium gereicht werde. 
Warum habe man nicht, wenn man denn diese gemeinsame Sitzung nun gewählt habe, die 
anderen Fachausschüsse besonderen Rechts direkt mit dazu genommen? Wichtig sei ihr, 
zu wissen, wer explizit ihr - verantwortlicher - Ansprechpartner bei der Umsetzung des 
Programms sei. Sie persönlich halte es nicht für gut, wenn "zwei Leute den Hut aufhätten". 
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Ratsherr Pohl ergänzte, dass die CDU-Fraktion immer eine Liste gefordert habe, welche 
alle 
Maßnahmen aufführe, die aus 500 plus resultierend umgesetzt werden sollten, unter 
anderem, um bei diesen Projekten aus politischer Sicht Prioritäten setzen zu können. 

Im Zuge einer Wortmeldung von Beigeordneter Kastning entgegnete Stadtkämmerer Dr. 
von der Ohe, dass er die Irritation von Frau Seitz nicht nachvollziehen könne.
Seit es bearbeitet wird, befinde sich das Programm 500 plus in der Federführung des Dez. 
II. Völlig unübersehbar in ganz besonderer Art und Weise finde hierzu eine sehr enge 
Zusammenarbeit mit Dez. V statt - daneben selbstverständlich auch mit allen anderen 
inhaltlich betroffenen Dezernaten.
Absolutes Ziel und zwingend, um die Realisierung der Umsetzung von 500 plus zu 
bewerkstelligen, sei eine enge und ergebnisorientierte Arbeit aller Dezernate und eine 
Zusammenarbeit ohne formalistische Trennlinien zwischen den Dezernaten.  

Erste Stadträtin Tegtmeyer-Dette ergänzte, dass für die Umsetzung der einzelnen Projekte 
die jeweiligen Bereiche verantwortlich seien. Die Zuständigkeit für das gesamte Programm 
und dessen Finanzierung liege bei Dez. II. 

Ratsfrau Dr. Clausen-Muradian merkte an, dass ihres Erachtens Beigeordnete Seitz 
ausschließlich formale Dinge kritisiert habe und sich bei ihrem Beitrag nicht auf die 
eigentlichen Inhalte der Vorlage bezogen habe.

Nach abschließenden Ausführungen von Beigeordneter Seitz sowie den Ratsherren Dr. 
Menge, Pohl und Jacobs stellte Stadtkämmerer Dr. von der Ohe klar, dass zum heutigen 
Zeitpunkt die Verwaltung nicht alle Projekte, die in den kommenden 10 Jahren zu realisieren 
seien, in dem Programm abschließend aufführen könne. 
Hier wolle die Verwaltung der Politik keine "Scheingenauigkeit" präsentieren, die heute aus 
realistischer Sicht gar nicht geliefert werden könnte. Immer wieder werde es in dem 
10-jährigen Zeitraum Projekte geben, die bei diesem Programm noch nicht berücksichtigt 
werden konnten.

Beigeordnete Kastning verdeutlichte - nachdem Ratsherr Wruck argumentiert hatte, in 
diesen Zeiten nicht zu investieren, wäre kaum zu verantworten - wie dankbar diese Stadt 
sein könne, überhaupt - in diesem Falle sogar zusätzlich - finanzieren zu können. Andere 
Städte seien hierzu auch in diesen Niedrigzinszeiten gar nicht in der Lage, da sie schlicht 
und ergreifend "zu arm" seien.

Ratsherr Engelke führte aus, dass die von den betroffenen und für die spätere Umsetzung 
zuständigen Fachbereichen erstellte Liste einen sehr objektiven Eindruck erwecke. Es sei 
keine Liste nach Beliebtheiten oder nach Priorität von Wahlkreisen. Sie sei sehr kompetent 
aufgestellt, und es sei sachlich aufgeführt, wann und wie und was umgesetzt werden solle. 
Dieses Programm sei seines Erachtens nicht dafür gedacht, Maßnahmen in ihrer Priorität 
oder / und in ihrer zeitlichen Schiene zu verschieben. "Wann sind wir fertig" bzw. "Wann 
wollen wir fertig sein" mit der jeweiligen Einzelmaßnahme, dieser Ansatz der Verwaltung sei 
transparent, aber auch mutig und sollte so von der Politik uneingeschränkt Unterstützung 
erfahren. 

Hinweis: 

Die oben zitierte Präsentation ist dem Protokoll beigefügt und kann direkt über die Systeme 
SIM/ Cara in diesen aufgerufen werden. Ferner wird sie dem ausgedruckten, versendeten 
Protokoll in der Papierversion beigefügt.
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Stellvertretende Ausschussvorsitzende Ratsfrau Falke schloss um 16.24 Uhr die 
gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Haushalt, Finanzen und Rechnungsprüfung mit 
dem Ausschuss für Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und Liegenschaftsangelegenheiten.

Für die Niederschrift

gez. Dr. von der Ohe gez. Allner 

Stadtkämmerer Ausschussbetreuerin
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Präsentation Ausschuss Investoffensive 500plus Kompatibilitätsmodus.pdfPräsentation Ausschuss Investoffensive 500plus Kompatibilitätsmodus.pdf
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Vom Investitionsmemorandum zur Investitionsoffensive 500plus
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1. Investitionsbedarf der Stadt Hannover in den nächsten 10 Jahren (in Mio. €)

Erläuterung: Ohne Flüchtlingsunterbringung
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1a. Investitionsrahmen der Stadt Hannover in den nächsten 10 Jahren (in Mio. €)
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2. Investitionsbereiche bis 2026

Bildung
413,1 Mio. € 

80%

Verwaltung
30 Mio. € 

6%

Wohnungsbau
29,5 Mio. € 

6%

Sport & Bäder
21,5 Mio. € 

4%

Kultur
23 Mio. € 

4%
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3. Investitionsbereiche bis 2021
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4. Detailplanung 2017 bis 2021



5. Auswirkungen der Bildungsinvestitionen bis 2021

7
Sozialer Wohnungsbau 

Volumen insgesamt 20 Mio.€
Neue Gymnasialzüge

Volumen insgesamt: 35 Mio.€

1.100 neue Schulplätze bis 2021! Davon 570 durch die Investitionsoffensive 500plus

680 neue U3- & Kitaplätze bis 2021! Davon 260 durch die Investitionsoffensive 500plus
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6. Finanzierung der zusätzlichen Investitionen 

PPP: 190 Mio. €
• wirtschaftlich insbesondere für 

größere Neubauprojekte
• eher Beschaffungsalternative 
• ohne Betrieb und 

Vermögensübergang

Kreditaufnahme: max. 330 Mio. €
• vor allem für Sanierungen 

/Modernisierungen
• Vorfinanzierung der wachsenden 

Stadt
• Gewerbesteuererhöhung als 

Deckung des Kapitaldienstes
• Verbindliche Zins- und 

Tilgungspläne

Haushaltsüberschüsse
- Teilfinanzierung als Ziel
- durch fortgeführte 

Haushaltskonsolidierung
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Landeshauptstadt

Informations-
drucksache

i
In den Ausschuss für Haushalt Finanzen und 
Rechnungsprüfung
In den Ausschuss für Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und 
Liegenschaftsangelegenheiten
In den Schul- und Bildungsausschuss
In den Jugendhilfeausschuss
An die Ratsversammlung (zur Kenntnis)
An die Stadtbezirksräte 01 - 13 (zur Kenntnis)

 

 Nr.

 Anzahl der Anlagen

 Zu TOP

2129/2017

3

BITTE AUFBEWAHREN - wird nicht noch einmal versandt

500 plus: Die Maßnahmen bis 2021 - 

Vom Memorandum über das Konzept zur Umsetzung

Das Investitionsmemorandum ist ein Referenzprojekt des Stadtentwicklungskonzepts "Mein 
Hannover 2030". Durch das Investitionsmemorandum sollen in einem Zeitraum von 10 
Jahren 500 Mio. Euro zusätzlich eingesetzt werden u. a. zur Finanzierung der Bedarfe der 
wachsenden Stadt. Im vergangenen Jahr wurde mit der Drucksache 1085/2016 das 
Konzept zur Umsetzung von "500 plus" vorgelegt. Mit dieser Informationsdrucksache 
werden nunmehr die ersten Maßnahmen bis 2021 zeitlich konkretisiert und die geplanten 
Fertigstellungstermine jahresbezogen dargestellt. Insgesamt werden für diesen 
Betrachtungszeitraum rd. 203 Mio. Euro zusätzlich bereitgestellt. Erste Maßnahmen aus 
"500 plus" sind bereits im Doppelhaushalt 2017/18 und der MifriFi berücksichtigt. 

Berücksichtigung von Gender-Aspekten
Das Investitionsmemorandum bedeutet eine Erhöhung des Investitionsvolumens aufgrund 
der steigenden Bedarfe und Anforderungen der wachsenden Stadt. Männer und Frauen 

sind von der Umsetzung dieser Investitionsvorhaben gleichermaßen betroffen.

Kostentabelle
Es entstehen infolge dieser Informationsdrucksache keine unmittelbaren finanziellen 
Auswirkungen. Diese werden nach konkreter Planung der dargestellten Einzelmaßnahmen 
in den jeweiligen Beschlussdrucksachen dargestellt. 

20
Hannover / 05.09.2017
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Anlage 1 zur Informationsdrucksache 2129 / 2017

500 plus: Die Maßnahmen bis 2021 

- Vom Memorandum über das Konzept zur Umsetzung - 

1. Einleitung und erster Überblick

Mit dem Investitionskonzept „500 plus“ wird das Investitionsmemorandum konkretisiert 

und umgesetzt, ein Referenzprojekt aus dem Stadtentwicklungskonzept „Mein Hannover 

2030“1.  

Ein wesentlicher Bestandteil des Projektes war die Analyse der aktuellen Bedarfe. Dabei 

hat sich gezeigt, dass der bekannte Sanierungsstau vor allem vor dem Hintergrund der 

defizitären Haushalte der 80er und 90er Jahre und der unzureichenden baulichen 

Unterhaltung der umfangreichen Bauten der 60er und 70er Jahre zu sehen ist.  Darüber 

hinaus erklärt sich der aktuelle Bedarf aber auch aus veränderten Anforderungen und 

einer wachsenden Stadt2. Auf dieser Ausgangslage basiert der Vorschlag, trotz der 

immer noch schwierigen Haushaltslage umfangreiche zusätzliche Investitionsmittel zu 

mobilisieren. Im Jahr 2016 hat die Verwaltung deshalb mit der DRS 1085/2016 einen 

Vorschlag zur Umsetzung des Memorandums unter dem Titel „500 plus“ vorgelegt3. 

Mit „500 plus“ werden für die nächsten 10 Jahre über den regulären Haushaltskorridor 

von rund 1 - 1,2 Mrd. Euro hinaus weitere gut 500 Mio. Euro zur Verfügung gestellt, 

unter anderem um Investitionen für die wachsende Stadt zu finanzieren.  

Der große Schwerpunkt liegt im Bildungsbereich (Schule und Kitas), aber es werden 

auch zusätzliche Mittel für den Wohnungsbau, Sport und Bäder, Kultur und Verwaltung 

eingesetzt4.  

1 Landeshauptstadt Hannover, Stadtentwicklungskonzept „Mein Hannover 2030“, Hannover 2016, S. 69; als 
download vorgelegt unter https://www.hannover.de/content/download/579921/13343957/file/LHH_Broschuere_ 
Stadtentwicklungskonzept_2016_web.pdf
2 Ausführlich erläutert: „Für mehr städtische Investitionen, Memorandum der Landeshauptstadt Hannover“, Seite 
14-21, als download vorgelegt unter 
https://www.hannover.de/content/download/557212/12667144/file/Investitionsmemorandum2015_Druck.pdf
3 Siehe „500 plus: Das Konzept zur Umsetzung des Investitionsmemorandums“, Informations-Drucksache 
1085/2016 
4 Ebd, zur genauen Aufteilung und der inhaltlichen Schwerpunktsetzung 
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In der hier vorgelegten Informations-Drucksache werden die ersten Maßnahmen bis 

2021 zeitlich konkretisiert und insbesondere die geplanten Fertigstellungstermine 

jahresbezogen aufgeführt. Insgesamt werden für den Betrachtungszeitraum bis 2021 rd. 

203 Mio. € zusätzlich bereitgestellt. Nach einer Anlaufphase werden allein in den Jahren 

2019-2021 zusätzliche Mittel in Höhe von etwa 192 Mio. € mobilisiert. Damit wird das 

bisher für diese Jahre geplante Investitionsvolumen von 384,5 Mio. € um rund 50 % 

aufgestockt. Darüber hinaus werden weitere Mittel für den Start der Maßnahmen 

eingeplant, die in den Folgejahren fertiggestellt werden sollen und bereits 2020 oder 

2021 beginnen. 

Über 90% der Investitionsmittel - und damit ein Großteil des Programms -  werden 

durch Hochbaumaßnahmen umgesetzt, deren Aufteilung in Anlage 2 dargestellt und in 

einen Kontext zu den Hochbaumaßnahmen aus dem regulären Investitionskorridor 

gestellt werden. Für die anderen Maßnahmen aus „500 plus“ sind eine Übersicht und 

Hinweise zur Planung bzw. den jahresbezogenen Werten ebenfalls bis 2021 in Anlage 

3 enthalten. 

In 2018 wird die Übersicht aus Anlage 2 dann um 2 weitere Jahre konkretisiert und 

wiederum mit jahresbezogenen geplanten Fertigstellungsterminen für jede Maßnahme 

bis 2023 vorgelegt.  

Ein Großteil der Maßnahmen für die nächsten Jahre sind bereits durch politische 

Einzelbeschlüsse festgelegt, zum Beispiel für das Misburger Bad, die Gymnasien 

Sophienschule und KWRG sowie die IGS Büssingweg. Für andere ergeben sich 

Handlungsnotwendigkeiten aus rechtlichen Zwängen, wie den Rechtsanspruch auf 

einen Kitaplatz oder den Besuch einer allgemeinbildenden Schule und die Umsetzung 

von G9 (siehe unten, Ziffern 3.2). Falls hiervon abweichend andere Schwerpunkte durch 

die Politik gewünscht werden, können diese durch politische Anträge gesetzt oder 2018 

im Rahmen des Haushaltsplanverfahrens eingearbeitet werden (siehe unten, Ziffer 5). 

Eine darüberhinausgehende Konkretisierung auf 10 Jahre ist angesichts permanenter 

Änderungen der rechtlichen, finanziellen und tatsächlichen Rahmenbedingungen nicht 

zielführend und würde zu häufigen Anpassungen, enttäuschten Erwartungen der 

Nutzerinnen und Nutzer und ggf. sogar Umplanungen führen. 



- 3 - 

2. Ziele und Rahmenbedingungen  

2.1 Ziele  

Das Ziel von „500 plus“ ist, über den regulären Investitionskorridor hinaus dringende 

Bedarfe so schnell wie möglich abzudecken und bereits vorliegende politische 

Beschlüsse zeitnah umzusetzen. Neben der Berücksichtigung der 

Bevölkerungsentwicklung werden mit „500 plus“ auch das Vermögen und die 

Infrastruktur der Stadt aufgebaut und erhalten.  

Die Analyse des Bedarfs mit Vorlage des Memorandums im Jahr 2015 hat gezeigt, dass 

trotz umfangreicher Investitionen der Vorjahre5 der Bildungsbereich weiterhin ein 

Schwerpunkt sein muss. Neben der vom Land beschlossenen Rückkehr zum Abitur 

nach 9 Jahren (G9) führen auch die Entwicklung zur flächendeckenden Einführung von 

Ganztagsschulen und der Inklusion zu anderen Anforderungen an die räumliche Gestal-

tung der Schulen. Mit dem Projekt zur Qualitätsoffensive Grundschulkinderbetreuung ist 

durch eine stärkere Verzahnung von Horten und Ganztagsschulen neben den 

inhaltlichen und personellen Aspekten auch eine Anpassung der Raumprogramme der 

Grundschulen erforderlich. Schulen entwickeln sich damit immer weiter zu Lern- und 

Lebensorten, an denen zunehmend viele Schülerinnen und Schüler einen Großteil des 

Tages verbringen. Darüber hinaus wurden auch die demographische Entwicklung (seit 

2012 steigen die Schülerzahlen wieder6), die Verkleinerung der Klassengrößen und die 

Integration von Flüchtlingskindern und Jugendlichen in den aktuellen Raumprogrammen 

berücksichtigt. 

Vor diesem Hintergrund ist es besonders bedeutsam, dass im Rahmen dieser ersten 

Planungsjahre folgende Ziele erreicht werden: 

◦ Ausbau bzw. Sanierung von 2 IGSsen (Südstadt und Büssingweg) mit 

Erweiterung um einen zusätzlichen Oberstufen-Zug an der IGS Büssingweg (62 

zusätzliche Schulplätze), 

◦ Neubau und Ersatzbau von 2 Gymnasien (Sophienschule und Kaiser-Wilhelm- 

und Ratsgymnasium) mit Herstellung der jetzt nicht möglichen Barrierefreiheit, 

Mensa, Ganztagsbereich und Sporthallen 

◦ Erweiterung an 2 Gymnasien um je einen halben Zug zur Schaffung von weiteren 

284 Schulplätzen Herschelschule und Kurt-Schwitters-Gymnasium), 

5 Zwischen 2007-2014 wurden alleine rd. 320 Mio. € in Schulsanierungen und Neubauten investiert.
6 siehe Schulentwicklungsplan 2017, DRS  1600/2017 N1, Anlage 1, Seite 1
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◦ Sanierung bzw. Ersatzbau am Kurt-Schwitters-Gymnasium, betroffen sind rund 

1.000 Schulplätze,  

◦ Neubau einer Grundschule in Buchholz-Kleefeld mit einem zusätzlichen Zug, also 

rund 104 neuen Schulplätzen 

◦ Sanierung und Anbau/ Neubau der GS Fuhsestraße mit ebenfalls einem 

zusätzlichen Zug und weiteren 104 Schulplätzen,  

◦ Sanierung der GS Kestnerstraße mit 364 Schulplätzen und  

◦ dringende Bau- und Sanierungsmaßnahmen an zwei weiteren Grundschulen 

(Mensa GS Loccumerstr, GS Gebrüder-Körting-Schule) und einem Gymnasium 

(Tellkampfschule) 

Damit werden allein im Schulbereich rund 6.610 Schülerinnen und Schüler 

von den Neu- und Umbaumaßnahmen profitieren, rund 554 Schulplätze 

werden neu geschaffen. 

Parallel werden aus dem regulären Investitionskorridor für Sanierungen 

und Neubauten insgesamt weitere rd. 394 Mio. € investiert und zwar u.a.

◦ durch Ersatz- und Neubauten neue Plätze an Grundschulen geschaffen (208 

Plätze GS Kastanienhof, 104 Plätze GS Kronsberg), 

◦ der Ganztagsausbau vorangetrieben (GS Tegelweg, SZ Misburg, GS 

Mengendamm, GS Tiefenriede, GS Stammestraße) und  

◦ an weiterführenden Schulen zusätzliche 258 Plätze (Gymnasium Goetheschule), 

◦ und bessere Lernbedingungen geschaffen (z.B. GS Mühlenberg, GS Kronsberg, 

IGS Südstadt, Sporthalle IGS Roderbruch, Kaiser-Wilhelm- und Ratsgymnasium 

Ersatzbau GS Am Welfenplatz, ehemalige FÖS Albrecht-Dürer)

Für den Kitabereich haben die aktuellen Kinderzahlen, die zu erwartende 

Bevölkerungsentwicklung und der Rechtsanspruch auf eine Betreuung ebenfalls zu 

erheblichen Bedarfen geführt. Wie bereits im Memorandum ausgeführt, sollen mit einem 

weiteren Ausbau von Kitaplätzen und Ganztagsangeboten daneben „die Chancen von 

Kindern aus bildungsfernen Familien erhöht und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

verbessert werden“7. Die erfolgreichen Anstrengungen in den Vorjahren, die zu einer 

7 siehe „Für mehr städtische Investitionen, Memorandum der Landeshauptstadt Hannover“, Seite 7
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deutlichen Ausweitung des Betreuungsangebotes geführt haben8, reichen vor diesem 

Hintergrund nicht aus. „500 plus“ beinhaltet deshalb in den Jahren bis 2021 den Neubau 

von 5 weiteren Kitas und zwar 

◦ Kita Kreuzbusch mit 30 Plätzen für unter 3-jährige (U3) und 50 Kindergarten-

Plätzen (KiGa) 

◦ Kita Brückstraße als Ersatzbau / Sanierung,  

◦ Kita Steinbreite mit 30 U3-Plätzen, 50 KiGa-Plätzen und 20 altersübergreifenden 

Plätzen  

◦ Kita Strelitzer Weg als Ersatzbau / Sanierung  

◦ Kita Büntekamp mit 30 U3-Plätzen und 50 KiGa-Plätzen

Insgesamt werden durch diese Maßnahmen aus „500 plus“ neben den 

Sanierungen zusätzlich 260 U3- und KiGa Plätze geschaffen.  

Im Rahmen des regulären Investitionskorridors werden darüber hinaus in 

weiteren 9 Kitas die Rahmenbedingungen für 425 U3- und KiGa-Plätze geschaffen, 

(Kita Waidkampsheide, Kita Sahlkamp, Kita Chemnitzer Straße, Kita Bergfeldstraße, 

Kita Beckstraße, Kita Walter-Ballhause-Str., Kita Hohe Straße, Kita Welfenplatz, 

Familienzentrum Allerweg). Zusätzlich zu den in dieser Drucksache aufgeführten 

Baumaßnahmen werden weitere Betreuungsplätze von den nicht-städtischen Trägern 

von Kindertagestätten geschaffen. Es fallen keine investiven Mittel bei der LHH für die 

Schaffung dieser Plätze an, weil der Kita-Träger in der Regel die Räumlichkeiten selber 

anmietet. Die laufende Finanzierung erfolgt aus dem Kindertagesstätten-Budget.  

Bei umfassenden Sanierungen und Neubauten werden durch die Anpassung an die 

gestiegenen Anforderungen (z. B. an Barrierefreiheit, Brandschutz sowie energetische 

und technische Standards) auch verbesserte Lern- und Aufenthaltsbedingungen 

geschaffen. 

Parallel zu den in der Anlage 2 aufgeführten Maßnahmen finden weitere Maßnahmen 

und zur sonstigen baulichen Unterhaltung statt, die jeweils ein Jahr vor Durchführung 

nach aktuellen Notwendigkeiten durch das Gebäudemanagement festgelegt werden. 

Über die größeren Maßnahmen (ab ca. 88 T €) werden die Ratsgremien wie bisher 

durch eine Drucksache für jeden Stadtbezirk informiert.  

8 Von 2009-2015 sind in einem gewaltigen Kraftakt über 2.000 Krippen- und in einem Sofortprogramm über 400 
Kindergartenplätze geschaffen worden. 
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Zur Sanierung von WC-Anlagen in Schulen hat die Verwaltung bereits im zuständigen 

Ausschuss berichtet und wird noch in 2017 ein entsprechendes Programm vorlegen. 

2.2 Integrierte Darstellung für die Hochbaumaßnahmen 

Im Rahmen dieser Drucksache wird jetzt der Blick auf die Hochbaumaßnahmen von 

„500 plus“ bis 2021 ermöglicht und mit anderen Hochbau-Programmen und Maßnahmen 

verknüpft. Damit wird die bisher eher unverbindlichere Mittelfristige Finanzplanung um 

eine verbindlichere und integrierte Sichtweise für alle großen Hochbaumaßnahmen 

erweitert. Diese kann und wird fortlaufend im Rahmen der Haushaltspläne durch die 

Verwaltung und anschließend durch den Rat überprüft und angepasst bzw. bei Bedarf 

geändert. 

Neu ist eine integrierte Darstellung, die drei unterschiedliche Maßnahme-Listen 

verbindet:  

◦ Neben den im Rahmen des Investitionsmemorandums festgelegten 

Baumaßnahmen werden durch den Fachbereich Gebäudemanagement  

◦ die mit Drucksache-Nr. 2154/2015 N1 beschlossenen Baumaßnahmen für die 

Jahre 2016 bis 2019 mit einem jährlichen Volumen von rund 45 Mio. € und für die 

Jahre 2020 und 2021 jeweils 50 Mio. € sowie  

◦ Maßnahmen der Bauunterhaltung mit einem jährlichen Volumen von rund 19 Mio. 

€ (für große Maßnahmen9, ebenfalls überwiegend mit Schwerpunkt im Bereich 

Bildung) baulich umgesetzt.  

Die zusammenfassende Darstellung dieser Baumaßnahmen aus „500 plus“, der 

Drucksache Nr. 2154/2015 N1 und Folgejahre im Betrachtungszeitraum sowie der 

Bauunterhaltung, die durch den Fachbereich Gebäudemanagement umgesetzt werden, 

ist der Anlage 2 dieser Drucksache zu entnehmen. Bei der Bauunterhaltung werden alle 

bereits bekannten größeren Maßnahmen dargestellt, weitere werden jeweils im Jahr vor 

der Umsetzung festgelegt. 

Für die Fortschreibung des Bauprogramms für die Jahre 2020 bis 2023 stehen im 

Teilhaushalt des Fachbereiches Gebäudemanagement dann jährlich rund 50 Mio. € für 

investive Baumaßnahmen aus dem regulären Investitionskorridor zur Verfügung. Der 

9 Insgesamt ist das Volumen der Bauunterhaltung deutlich höher, da auch für Notfall-Reparaturen, kleine 
Maßnahmen und Wartung erhebliche Mittel bereitgestellt werden, vgl. Ziffer 3.4 mit Fußnote. 
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Fachbereich Gebäudemanagement wird in 2018 einen Vorschlag der in diesem 

Zeitraum aus dem Finanzkorridor umzusetzenden Baumaßnahmen der Politik zur 

Entscheidung vorlegen. Damit findet dann auch eine zeitliche Synchronisierung der 

Maßnahmen aus dem regulären Haushaltsmitteln und 500 plus statt. 

2.3 Umsetzung einschl. Personalgewinnung und organisatorische Herausforderungen 

Zur Umsetzung dieses anspruchsvollen Programms, das zu einem großen Teil im 

Hochbau erfolgt, hat die Verwaltung die Strukturen und Abläufe überprüft und optimiert.  

Im Fachbereich Gebäudemanagement wurde die Organisationsstruktur für die nunmehr 

rund 405 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an die zukünftigen Herausforderungen 

angepasst. Hierfür wurde ein gesonderter Bereich Technische Gebäudeausrüstung (OE 

19.4) mit den Sachgebieten Elektrotechnik, Sanitärtechnik, Heizung, Lüftung und 

Maschinentechnik sowie der Werkstatt eingerichtet.  

In einem weiteren neuen Bereich Grundsatzangelegenheiten (OE 19.5) wurden die 

zentrale Vergabe, die zentralen Ingenieuraufgaben und die bisherige Stabstelle 

Innenrevision zusammengeführt. 

In den Baubereichen (OE 19.1 und 19.2) wurde zudem die Anzahl der sog. 

Objektzentren (OZ) verdoppelt (bisher 4 OZ, jetzt insgesamt 8 OZ), hinzu kommt in 

jedem Baubereich ein Sachgebiet mit Sonderaufgaben. 

Neues Organigramm des Fachbereiches Gebäudemanagement:
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Neben der Optimierung und Anpassung der Strukturen ist für die Umsetzung von „500 

plus“ auch eine personelle Verstärkung erforderlich. In der Aufstellung des 

Doppelhaushalts 2017/2018 wurden deshalb bereits Personalkosten für rund 90 

zusätzliche Stellen verwaltungsweit vorgesehen, davon 65 für den Fachbereich 

Gebäudemanagement (bereits in den o.g. 405 Stellen enthalten), 9,5 für den Fachbereich 

Umwelt und Stadtgrün, 9,25 für den Fachbereich Tiefbau, 5 für den Fachbereich Personal 

und Organisation sowie 1 für den Fachbereich Finanzen. Bis zur Erstellung dieser 

Drucksache konnten in entsprechenden Besetzungsverfahren rund 50 Stellen besetzt 

werden, weitere Vertragsabschlüsse sind kurzfristig absehbar. 

Im Fachbereich Gebäudemanagement sind durch Auswahlverfahren für bisher 40 von 65 

neuen Stellen Besetzungen vorgeschlagen worden, insbesondere Architektinnen und 

Architekten zur Umsetzung des zusätzlichen Investitionsvolumens. Bis zum 01.09.2017 

haben bereits 29 MA ihren Dienst im Fachbereich Gebäudemanagement aufgenommen. 

Neben diesen Stellen für das Investitionsmemorandum wurden im Rahmen des 

Stellenplanes 2017/2018 für zusätzliche Aufgaben (z.B. Bäderprogramm) weitere Stellen 

genehmigt. 

Darüber hinaus hat die Verwaltung die Prozesse und interne Zeitabläufe weiter gestrafft 

und sich außerdem mit dem Rechnungsprüfungsamt und dem Gesamtpersonalrat auf 

bestimmte Instrumente und Verfahrensregelungen verständigt. Wichtige Maßnahmen 

sind unter anderem die Bündelung von Maßnahmen (z.B. im Schul- und Kita-Bau) und die 

verstärkte Nutzung von ÖPP-Maßnahmen (siehe Ziffer 4.3). 

2.4 Parallele Aktualisierung mit separaten Berichten 

Unabhängig von der weiteren Arbeit an der Umsetzung von „500 plus“ entwickeln sich 

fortlaufend die aktuellen Bedarfe für Investitionen weiter. Darüber berichtet die 

Verwaltung anlassbezogen mündlich in den Gremien und schriftlich durch entsprechende 

Drucksachen, z.B. über zusätzliche Bedarfe in Kitas (siehe auch die zeitnah vorgelegte 

Drucksache zur Situation in Mühlenberg, in der auch die Kitaplätze berücksichtigt 

werden). Die entsprechenden Maßnahmen werden in die jeweils folgende Aktualisierung 

der Investitionsplanung eingepflegt. 

3. Grundlegende Leitlinien

3.1 Verbindung zur Haushaltskonsolidierung 
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Die Haushaltskonsolidierung, ein weiteres Referenzprojekt aus dem 

Stadtentwicklungskonzept „Mein Hannover 2030“10 stellt die Verbindung zwischen 

Konsolidierung und dem Investitionsmemorandum her. Dabei wird deutlich: 

Konsolidierung ist angesichts der derzeitigen Finanzsituation notwendig und rechtlich 

erforderlich, aber kein Selbstzweck, sondern soll eine zukunftsgerichtete Stadtpolitik 

ermöglichen. Bezogen auf „500 plus“ heißt es deshalb im aktuellen 

Haushaltssicherungskonzept (HSK IX+) kurzgefasst: 

„Konsolidieren, um zu investieren!“ 11

Angesichts einer gewachsenen Stadt sind bestimmte Investitionen unverzichtbar, aber 

auf mittlere Sicht als Vorfinanzierung zu sehen und später durch die anwachsenden 

Zuweisungen und Steuern ausgeglichen.

Die Wirtschaftlichkeit ist bei der Umsetzung von besonderer Bedeutung und bei 

Ersatzbauten sind in jedem Einzelfall vergleichende Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 

erforderlich, ob ein Neubau oder eine Sanierung die wirtschaftlichere Variante darstellt. 

Das gleiche gilt bei der Umsetzung durch Öffentlich-Private-Partnerschaften (ÖPP), bei 

denen diese Wirtschaftlichkeitsberechnungen in Hannover zum Standard gehören (s.u., 

Ziffer 4.3). 

3.2 Prämissen für die Jahresscheiben 

Die jährlich umsetzbaren Investitionssummen sind geprägt durch zwei aktuelle 

Rahmenbedingungen: 

◦ Grenzen der am Markt umsetzbaren Bauvolumina erzwingen auch eine 

Begrenzung der jährlich umsetzbaren Investitionssummen (und stehen in 

Korrelation zu den Preisen) und

◦ die Arbeitsmarktsituation für bestimmte Fachkräfte begrenzt die Ausweitung der 

notwendigen personellen Ressourcen innerhalb der Stadtverwaltung (siehe oben, 

Ziffer 2.3). 

10 Landeshauptstadt Hannover, Stadtentwicklungskonzept „Mein Hannover 2030“ Hannover 2016, S. 69; als 
download vorgelegt unter https://www.hannover.de/content/download/579921/13343957/file/LHH_Broschuere_ 
Stadtentwicklungskonzept_2016_web.pdf
11 Informations-Drucksache Nr. 1810/2015, Anlage 1, Seite 1
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Die Aufteilung der jährlich umsetzbaren Summen und konkreten Projekte auf 

Jahresscheiben ist dann im Wesentlichen durch folgende Prämissen geprägt: 

◦ Rechtliche Verpflichtungen sowie fachliche Bewertungen, zum Teil in Verbindung 

mit tatsächlichen Entwicklungen und sinnvollen Umsetzungen, z.B. 

Rechtsanspruch auf einen Kindergarten- oder Krippenplatz und den Besuch einer 

allgemeinbildenden Schule in Verbindung mit einer wachsenden 

Bevölkerungszahl oder Rückkehr zu G9 an Gymnasien, technische oder 

gesetzliche Vorgaben wie z.B. Inklusion oder Brandschutz,

◦ politische Grundentscheidungen, z.B. zum Ganztagsausbau und dem Misburger 

Bad und

◦ baufachliche Prioritäten, z. B.  Ertüchtigungs- und Nachrüstungsbedarfe bei 

Sicherheit, Brandschutz, Funktionalität, Barrierefreiheit.

Die Verbindung aller fünf genannten Rahmenbedingungen führt dann in Verbindung mit 

Berechnungsfaktoren (zum Beispiel Finanzierungsmodellen, siehe Ziffer 4.3 ÖPP und 

unterschiedlichen Projektvolumina sowie erforderlichem Spezialpersonal) zu den hier in 

Anlage 2 vorgeschlagenen Projekten bis 2021, die durch den Fachbereich 

Gebäudemanagement auch mit Personalplanungs-Szenarien hinterlegt sind. So 

benötigt zum Beispiel ein ÖPP-Projekt speziell geschultes Personal, das aber auch 

größere Projektsummen begleiten kann, da viele Detailaufgaben durch den externen 

Auftragnehmer wahrgenommen werden (z.B. Vergaben an Nachunternehmer des 

Auftragnehmers). 

Es ist nicht auszuschließen, dass sich die hier vorgeschlagenen Prioritäten aufgrund 

aktueller Entwicklungen verschieben können (z.B. neue rechtliche Vorgaben oder neue 

Erkenntnisse über den Bauzustand von Objekten), worüber die Verwaltung dann die 

Ratsgremien informieren wird. 

3.3 Systematik bei langfristigen Maßnahmenplanungen 

Für die langen Planungszeiträume ist bewusst nicht mit einer Steigerung der Baukosten 

kalkuliert worden, um unerwünschte Effekte bei Vergabeverfahren und externen 
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Planungen zu vermeiden. Der Verwaltung ist bewusst, dass mit voranschreitender 

Umsetzung und Zeitabläufen teilweise höhere Kosten entstehen werden als in der 

Ursprungsdrucksache benannt, da es sich einerseits nur um „Kostenannahmen“ mit 

entsprechender Ungenauigkeit handelt, andererseits in 2016 nur der damals bekannte 

Preisstand (Baukosten II/2015) abgebildet werden konnte.  

Darüber hinaus wird es während der Laufzeit von „500 plus“ Anpassungen an aktuelle 

und rechtliche Entwicklungen sowie fachliche Anforderungen geben, wie auch in der 

Vergangenheit (z.B. Standardraumprogramme, technische, energetische und 

gesetzliche Vorgaben). Dies wird dann in den einzelnen Beschlussdrucksachen zu den 

jeweiligen Maßnahmen dargestellt und erläutert. 

3.4 Zukunftsorientierte Finanzierung der Bauunterhaltung 

Eine regelmäßige und systematische Bauunterhaltung trägt dazu bei, dass 

umfangreiche (und damit teure) Sanierungen erst deutlich später erforderlich sind und 

sind damit wirtschaftlich eingesetzte Finanzmittel. Um einen zukünftigen Sanierungsstau 

und eine übermäßige Belastung des Haushalts in den Folgejahren zu vermeiden, ist die 

bauliche Unterhaltung im Haushaltsplan deutlich erhöht worden und wird auch 

mittelfristig weiter ansteigen.12

4.  Finanzierung von „500 plus“ durch Überschüsse, Netto-Verschuldung und 

ÖPP

4.1 Finanzierung der Investitionen über Überschüsse  

Entsprechend der Leitlinie „Konsolidieren um zu investieren“ (s.o., Ziffer 3.1) ist es ein 

mittelfristiges Ziel, einen Teil der Maßnahmen durch Überschüsse zu finanzieren. Auch 

wenn dies durch aktuellen Rahmenbedingungen in 2015 und 2016 nicht möglich 

gewesen ist, zeigt eine Betrachtung unter Bereinigung der flüchtlingsbedingten 

Aufwendungen, dass bereits deutliche Überschüsse im Ergebnishaushalt erzielt worden 

wären. Mindestens ist aber eine Deckung des Kapitaldienstes für eine Fremd-

finanzierung bereit zu stellen, siehe Ziffer 4.213

12 Während in 2014 rd. 25 Mio. € für die bauliche Unterhaltung städtischer Gebäude aufgewendet wurden, 
erhöht sich der Ansatz für 2017 bereits auf rd. 30 Mio. € und auf mehr als 32 Mio. € im Jahr 2021. Außerdem 
stehen jeweils gebildete Rückstellungen aus Vorjahren für Instandhaltungsmaßnahmen zur Verfügung. Hinzu 
kommen die Aufwendungen für Wartung sowie die Unterhaltung der Straßen und Grünflächen.
13  vgl. Drucksache Nr. 1810/2015
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4.2 Finanzierung über Netto-Verschuldung 

Für die Maßnahmen, die konventionell gebaut und finanziert werden, ist der 

Kapitaldienst (Zinsen und Tilgung) über die gesamte Kreditlaufzeit im Ergebnishaushalt 

(Zinsen) bzw. Finanzhaushalt (Tilgung) zu erwirtschaften. Dies wird planerisch 

sichergestellt, indem für jeden aufgenommenen Kredit ein verbindlicher Zins- und 

Tilgungsplan mit dem Kreditgeber vereinbart wird. 

Sollte die Haushaltsentwicklung keine vollständige oder teilweise Eigenfinanzierung der 

zusätzlichen Investitionen (siehe 4.1) ermöglichen, wird die Verwaltung vorschlagen, in 

den nächsten 10 Jahren Kredite in Höhe von insgesamt bis zu 330 Mio. € aufzunehmen. 

Die vom Rat beschlossene Gewerbesteuererhöhung wird nach der aktuellen Planung 

ausreichen, um die Zinsen zu bezahlen und die Kredite auch wirklich wieder zu tilgen.  

Der Zins- und Tilgungsplan wird mit dem Kreditgeber über die gesamte Laufzeit 

vereinbart und die Konditionen bis zur endgültigen Tilgung festgeschrieben (sog. 

Volltilger). Damit sind die anfallenden Zins- und Tilgungsleistungen der Zukunft für die 

Kredite aus „500 plus“ sehr gut planbar und nachvollziehbar. Die momentane 

Niedrigzinsphase wird genutzt, um die günstigen Konditionen bis zum Ende der 

Gesamtlaufzeit festzuschreiben, so dass hier in den nächsten Jahrzehnten keine 

Zinserhöhungsrisiken zu erwarten sind. In den ersten Jahren des Investitionszeitraums 

werden die benötigten Kredite nach Baufortschritt aufgenommen und somit die Zins- 

und Tilgungsleistungen zunächst langsam anwachsen, bis alle erforderlichen Kredite 

aufgenommen sind und dann über einige Jahre die Zins- und Tilgungszahlungen ein 

konstantes Niveau erreicht haben (in der Spitze ca. 20 Mio. Euro Tilgung zuzüglich 5-10 

Mio. Euro Zinsen pro Jahr über einen Zeitraum von 16 Jahren). Wenn die ersten Kredite 

fertig getilgt sind, baut sich dieser Sockelbetrag Jahr für Jahr wieder ab, bis alle Kredite 

des Programms nach 33 Jahren endgültig getilgt sind (bei jeweils 25 Jahren Laufzeit). 

Um das Kreditvolumen langfristig wieder auf das ursprüngliche Niveau zurückzuführen, 

kann das bisher bei der LHH praktizierte Verfahren, dass in Höhe der Tilgungen 

Kreditneuaufnahmen getätigt werden können (sog. „Nettoneuverschuldung Null“), für 

das Programm „500 plus“ nicht weitergeführt werden. Es wird stattdessen über 

Nebenrechnungen sichergestellt, dass die Tilgungsleistungen, die „500 plus“ betreffen, 

in den Folgejahren nicht zu höheren Kreditaufnahmen führen. Aufgrund rechtlicher 

Vorgaben des kommunalen Haushaltsrechts (Gesamtdeckungsprinzip) erfolgen die 

Kreditaufnahmen nicht projektbezogen. Die Teil-Auszahlungen bei Baumaßnahmen 
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erstrecken sich i.d.R. über mehrere Jahre, dennoch ist die Zuordnung zu den einzelnen 

Maßnahmen technisch sichergestellt worden. Dadurch kann jährlich ausgewertet 

werden, wieviel Mittel für die Maßnahmen von „500 plus“ verausgabt wurden und 

welchen prozentualen Anteil diese an den gesamten Kreditaufnahmen haben. 

Entsprechend wird dann der prozentuale Anteil dieser Tilgungen an den in diesem Jahr 

aufgenommenen Krediten ermittelt, welcher in den Folgejahren nicht zu neuen 

Kreditaufnahmen ermächtigt. 

Den Schulden steht auf der Aktivseite der Bilanz jeweils ein entsprechender 

Vermögenszuwachs gegenüber. Da die Abschreibungen in der Regel über einen 

längeren Zeitraum erfolgen, als die Tilgung der korrespondierenden Kredite, führt dies 

im langfristigen Ergebnis sogar zu positiven Auswirkungen auf die Bilanzstruktur und zu 

einer nachhaltigen Finanzierung der umfangreichen Investitionen. 

4.3 Finanzierung über ÖPP 

Aus Anlage 2 ergibt sich auch der Anteil an Maßnahmen, die mit ÖPP realisiert werden 

sollen. Der geplante Anteil beträgt bis 2021 (92,5 Mio. €) rund 46 %, auf die 

Gesamtlaufzeit von „500 plus“ sind es rund 36 %. 

Entsprechende Modelle werden bereits seit einer Reihe von Jahren im städtischen 

Hochbau mit überwiegend guten Erfahrungen praktiziert, vor allem als Planungs-, 

Finanzierungs- und Bauinstrument. Bereits abgeschlossen sind entsprechende ÖPP-

Projekte und ÖÖP-Maßnahmen (mit eigenen Tochtergesellschaften) für 6 Schulen bzw. 

Schulzentren (z.B. GS In der Steinbreite, IGS Stöcken, KISS Birkenstraße) und 9 Kitas 

allein in den letzten 10 Jahren im Volumen von insgesamt über 196 Mio.€14. Weitere 

Projekte mit einem Auftragsvolumen von rd. 106 Mio.€ sind bereits im Bau bzw. 

beauftragt15. 

Die umgesetzten Projekte zeigen, dass ÖPP bei diesen Neubauten wirtschaftlicher als 

eine Eigenerstellung ist. Anders stellt sich dies wegen der hohen Risikozuschläge bei 

Sanierungen dar, die deshalb meist in konventioneller Weise umgesetzt werden. Bei 

den Projekten findet eine Orientierung am Leitfaden der Finanzministerkonferenz statt, 

14 siehe u.a. 8 Kitas DRS 1724/2011, Schulzentrum Stöcken DRS 0105/2011, kiss Birkenstraße DRS Nr. 
187/2014

15  siehe u.a. Feuerwache 1, 2. BA DRS 2034/2015, Feuerwache 3 DRS 0952/2017, GS Welfenplatz und Kita 
DRS Nr. 1373/2017
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also mit einem Eignungstest, einer vorläufigen Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, dem 

Vergleich mit der Wahrnehmung der Aufgabe durch eigene Ressourcen, 

Verhandlungsverfahren nach Teilnahmewettbewerb und abschließender 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchung. 

Ein weiterer Vorteil der ÖPP-Projekte ist die relativ hohe Termintreue. Die 

Vorbereitungsphase ist zwar länger als bei konventionellen Projekten, die Bauphase 

aber kürzer. Insgesamt liegt der Zeitbedarf bei 3 – 4 Jahren vom Grundsatzbeschluss 

bis zur Realisierung. Die verabredeten Zeitpläne konnten bei den bisherigen Projekten 

weitgehend eingehalten werden, auch wegen der frühen und umfangreichen Programm-

Festlegung. Angesichts des besonderen Zeitdrucks für die anstehenden Maßnahmen 

von „500 plus“ bietet es sich deshalb besonders für die Startphase an, die 

konventionelle Herstellung durch ÖPP zu ergänzen.  

Durch eine vertraglich klar geregelte Risikoverteilung zwischen Auftraggeber und 

Auftragnehmer kann der externe Partner seine Kosten berechnen und die Bauabläufe 

besser kalkulieren. Gleichzeitig trägt dies zur Disziplin aller Beteiligten bei und reduziert 

Kosten von nachträglichen Programmänderungen. 

ÖPP-Projekte entlasten den Investitionsetat, stellen aber langfristige Verpflichtungen 

und damit Schulden dar. Im Finanzhaushalt werden für diese Investitionen die jährlichen 

Tilgungsraten veranschlagt, die Zinszahlungen im Ergebnishaushalt. 

Je nach Modell sind die finanziellen Folgen unterschiedlich im Haushalt abgebildet. 

Neben der Übersicht über alle ÖPP-Projekte ergibt sich folgende Differenzierung:  

◦ Wenn das Projekt zu 100% durch den ÖPP-Partner finanziert wird, findet sich die 

Gesamtsumme bei den kreditähnlichen Rechtsgeschäften, 

◦ wenn das Projekt zu 50 % durch den ÖPP-Partner finanziert wird, wird die 

Summe je zur Hälfte unter Investitionskrediten und kreditähnlichen 

Rechtsgeschäften ausgewiesen und 

◦ wenn das Projekt zu 100% durch die Stadt finanziert wird (und die Stadt 

entsprechende Kredite aufnimmt), werden diese als Investitionskredite 

dargestellt.
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4.4 Folgekosten 

In den Folgejahren werden die Projekte, die unabhängig von der Finanzierungsart alle im 

Eigentum der Stadt bleiben, neben der Finanzierung (Ziffern 4.1 - 4.3) die gleichen 

Folgekosten verursachen, wie alle Investitionen, die aus dem regulären 

Investitionshaushalt finanziert werden, also Abschreibungen, Personalkosten, 

Sachkosten (Reinigung, sonstige Betriebskosten) usw. 

5. Weiteres Verfahren

Die Projekte des vorliegenden Konzepts sollen grundsätzlich innerhalb von 10 Jahren 

umgesetzt werden. Eine gleichzeitige Umsetzung aller Projekte ist aus mehreren 

Gründen nicht möglich, siehe oben Ziffer 3.2. Gleichwohl ist aus rechtlichen oder 

tatsächlichen Gründen für bestimmte Projekte eine sehr zeitnahe Fertigstellung 

erforderlich, z.B. wegen G9 und fehlenden Plätzen bei Kitas und weiterführenden 

Schulen. Für diese Maßnahmen wird es nötig sein, neue Prozesse zu entwickeln, um die 

Umsetzungszeiten zu verkürzen (siehe oben 3.2).  

Erste Maßnahmen aus „500 plus“ sind bereits im Doppelhaushalt 2017/18 und der 

Mittelfristigen Ergebnis und Finanzplanung eingepflegt. Für eine Reihe von Maßnahmen 

hat die Planung bereits begonnen und den Ratsgremien liegen entsprechende 

Drucksachen bereits vor oder befinden sich unmittelbar davor, z.B. 

• IGS Büssingweg (DRS Nr. 0221/2016) 

• IGS Südstadt (DRS Nr. 0295/2016) 

• GY Sophienschule und 

• GY KWRG (DRS 1090/2016) 

• GS Buchholz-Kleefeld II (DRS 0715/2017, DRS Nr. 1977/2017) 

• Schwimmbad Misburg (DRS 1221/2017)

Durch diese Beschlüsse sind bereits entsprechende Prioritäten durch die Politik

gesetzt und werden bei planmäßigem Verlauf zu Investitionen in Höhe von rund 106 

Mio. € führen.  

Aufgrund des Rechtsanspruchs sind weitere Maßnahmen in Höhe von rund 23 Mio. €

unverzichtbar, zum einen für eine gebündelte Vergabe für den Neubau bzw. Ersatzbau 
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von 5 Kitas sowie in Höhe von rund 7 Mio. € für einen weiteren Zug an zwei Gymnasien 

(Gymnasium Herschelschule und Gymnasium Kurt-Schwitters) aufgrund der aktuellen 

Schulentwicklungsplanung und der Anmeldezahlen an Gymnasien.

Damit sind bereits 129 Mio. € der hier vorgeschlagenen 203 Mio. € durch 

Ratsaufträge und rechtliche Rahmenbedingungen gebunden.

Für die Umsetzung des Ratsbeschlusses zum Ganztagsausbau sind im Rahmen von 

„500 plus“ weitere rd. 12 Mio. € bei den Schulen GS Loccumer Weg (0,6 Mio. €) und 

GS Fuhsestraße (1,5 Mio. €) sowie der Komplettsanierung GS Kestnerschule (10 Mio. 

€) eingesetzt. 

Für das Gymnasium Kurt-Schwitters und das Verwaltungsgebäude der Bauverwaltung 

ist aus baulichen Gründen eine Sanierung unbedingt erforderlich und mit rund 30 Mio. €

eingeplant. Mit dem Mensaneubau und der Erweiterung der Zügigkeit (siehe oben) 

bildet diese Sanierung dann den Abschluss dieser Maßnahmen ab. Beim Gymnasium 

Tellkampfschule ist eine Sanierung der Verwaltung (3,4 Mio. €) und bei der GS 

Gebrüder Körting eine Teilsanierung (1,6 Mio. €) mit insgesamt weiteren 5 Mio. €

erforderlich.  

Für andere Maßnahmen sind jährliche Umsetzungssummen eingeplant (siehe Anlage 

3), so z.B. für IuK-Vorhaben (1 Mio. p.a.), Sportentwicklung (0,5 Mio. p.a.) und 

Wohnungsbauförderung (2 Mio. p.a.). Außerdem sind 5 Mio. € für den Bau von 2 Ob-

dachlosenheimen veranschlagt. In den Jahren 2017-2021 sind dadurch unverändert 

insgesamt 27 Mio. € im Haushaltplan und der MifriFi vorgesehen.  

Andere Prioritäten von Seiten der Verwaltung und des Rates können durch 

entsprechende Anträge beschlossen werden oder im Rahmen der 

Haushaltsplanberatungen in 2018 gesetzt werden. 

In 2018 wird mit der Einbringung des Haushalts 2019/2020 auch die Planung für zwei 

weitere Jahre, also bis 2023 vorgelegt. Ebenfalls in 2018 wird das 

Gebäudemanagement eine neue Programmdrucksache für die Maßnahmen aus dem 

regulären Investitionskorridor bis 2023 vorlegen, damit wiederum eine integrierte 

Sichtweise und Beschlussfassung im Rahmen der nächsten Haushaltsplanberatungen 

erfolgen kann. 
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6. Berichtswesen zum Zwischenstand

Die Verwaltung wird zukünftig jährlich für die Maßnahmen aus „500 plus“ einen 

Controlling-Bericht in Form einer Informations-Drucksache vorlegen. Gegenstand dieses 

Berichts wird eine aktualisierte und erweiterte Maßnahmenliste sein, aus der sich neben 

dem Mittelabfluss auch der jeweilige Bearbeitungsstand und eine aktualisierte 

Zeitplanung ergibt. 

Daneben wird es auch weiterhin die entsprechenden Drucksachen zu einzelnen 

Maßnahmen geben, z.B. als Grundsatzdrucksache nach Ermittlung der Kosten im 

Rahmen der Haushaltsunterlage Bau (HUBau) oder zum Start eines ÖPP-Verfahrens 

und später für die Vergabeentscheidung mit endgültiger Wirtschaftlichkeitsberechnung. 

Dez. II / Dez. V

01.09.2017 



Anlage 2  zur Drucksache 2129/2017

Fertigstellung der Hochbauprojekte aus 500 plus (grau hinterlegt), Haushaltskorridor und BU (ab 88.750 €) nach Jahren

Fertigstellung Objekte Kurzbeschreibung der Maßnahme
Projektvolumen 

(in versch. 

Genauigkeitsstufen: 

Kosten-Annahmen / 

Kosten -Schätzungen/ 

Kosten-Berechnungen)

2017 GS Alemannstraße Ausbau zur Ganztagsschule 4.842.000 €

GS An der Feldbuschwende Ausbau zur Ganztagsschule 2.743.000 €

GS Brüder-Grimm-Schule Ausbau zur Ganztagsschule 1.778.000 €

GS Entenfangweg Ausbau zur Ganztagsschule, Sanierung Sporttrakt, Brandschutzmaßnahmen 3.438.500 €

GS Glücksburger Weg Ausbau zur Ganztagsschule 2.896.000 €

GS Lüneburger Damm Ausbau zur Ganztagsschule 4.313.000 €

GS Stammestraße Ausbau zur Ganztagsschule 5.600.000 €

GS Tegelweg Ausbau zur Ganztagsschule 3.180.000 €

GS Tiefenriede Ausbau zur Ganztagsschule 4.292.000 €

GS Wilhelm-Busch-Schule Ausbau zur Ganztagsschule 3.000.000 €

GS An der Uhlandstraße Verbesserung Flucht u. Rettungswege 1.250.000 €

GS Egestorffschule AS GY Humboldtschule Verbesserung Flucht u. Rettungswege und Sanierung Fenster 495.000 €

GS Gartenheim, AS RS Lotte-Kestner u. GY Leibniz Verbesserung Flucht u. Rettungswege 810.000 €

GS Goetheplatz Verbesserung Flucht u. Rettungswege 640.000 €

GS Suthwiesenstraße Verbesserung Flucht u. Rettungswege 355.000 €

GS Kardinal-Bertram Schule Einzug der Schule in ehemal. FöS, Rettungswege, Modernisierung 1.869.000 €

GS Mühlenweg Herstellung zweiter Rettungsweg u. Rauch.- u- Wärmeabzug 757.000 €

GS Egestorffschule AS GY Humboldtschule Containeraufstellung 114.000 €

GY Lutherschule Neu- u. Anbau Sporthalle u. Mensa 13.625.000 €

GY Kurt-Schwitters Verbesserung Flucht u. Rettungswege 1.185.000 €

GY KWR Ersatzneubau allgemeine Unterrichtsräume 5.860.000 €

GY Tellkampfschule Erneuerung der Elektroakustischen Lautsprecheranlage 287.000 €

IGS Linden Flachdachsanierung im 2. BA 500.000 €

IGS Bothfeld Verbesserung Flucht u. Rettungswege 181.500 €

Schulzentrum Anderten Aufstellung einer provisorischen Mensa 242.000 €

SonS Freiluftschule Burg Verbesserung Flucht u. Rettungswege 362.000 €

Kita Weidkampshaide Sanierung nach Wasserschaden 1.460.000 €

Pflegezentrum Heinemanhof Sanierung Fassade, Umbauten Torhaus 3.700.000 €

AZ Geibelstraße/Margot-Engelke-Zentrum Energetische Sanierung 1.679.000 €

Berggarten Asbestsanierung der Schauhäuser 1.639.000 €

Museum August Kestner Dachsanierung 970.000 €

Theater am Aegi Sanierung Sanitärbereiche und Dach 2.540.000 €

Stöckener Bad Erneuerung der Ozonanlage 150.000 €

GY Limmer Beratende u. steuernde Begleitung (Mietmodell)

Summe: 76.753.000 €

Für den Bau von Flüchtlingsunterkünften hat der Fachbereich Gebäudemanagement bisher in den Jahren 2015 bis 2017 insgesamt rd. 83 Mio. € verausgabt.

Die Anzahl der insgesamt parallel bearbeiteten Projekte beträgt zurzeit 927 Stück, davon 186 Projekte mit einem Bauvolumen größer als 88.750 €

Im Jahr 2017 werden rd. 36 Mio. € für investive Projekte im Eigenbestand und rd. 4 Mio. € im Fremdbestand verausgabt.

Im Rahmen der baulichen Unterhaltung werden im Jahr 2017 rd. 18,7 Mio. € verausgabt
(Planzahl, Eigen- und Fremdbestand, Reparaturen und kleine bis mittelgroße konsumtive Projekte, Priorisierung erfolgt jeweils zum Ende des Vorjahres).

Es handelt sich in der 
Liste um die sehr 
wahrscheinlich 
fertiggestellten Projekte 
in jedem Jahr.  
Zusätzlich beginnen 
viele Projekte mit der 
Planung bzw. befinden 
sich viele Projekte 
schon im Bau, die in 
den nächsten Jahren 
fertig sein werden.

A
n

la
g

e
 2

  zu
r D

ru
c

k
s

a
c

h
e

 
2

1
2

9
/2

0
1

7

Fachbereich Gebäudemanagement 1 Stand: 01.09.2017



Fertigstellung der Hochbauprojekte aus 500 plus (grau hinterlegt), Haushaltskorridor und BU (ab 88.750 €) nach Jahren

Fertigstellung Objekte Kurzbeschreibung der Maßnahme
Projektvolumen 

(in versch. 

Genauigkeitsstufen: 

Kosten-Annahmen / 

Kosten -Schätzungen/ 

Kosten-Berechnungen)

2018 GS Suthwiesenstraße Teilsanierung Sporthallendach 510.000 €

GS Grimsehlweg Verbesserung Flucht u. Rettungswege 800.000 €

GS Heinrich-Wilhelm-Olbers Schule Verbesserung Flucht u. Rettungswege, Erneuerung Unterdecken AUR´s 680.000 €

GS Johanna-Friesen Schule Verbesserung Flucht u. Rettungswege 700.000 €

GS Comeniusschule Brandschutzmaßnahme Schulgebäude 567.000 €

GS Loccumer AS D.-Bonhoeffer-Schule Brandschutzmaßnahmen 410.000 €

GS Gartenheim, AS RS Lotte-Kestner u. GY Leibniz Laubengang 140.000 €

RS Gerhart-Hauptmann-Schule Verbesserung Flucht u. Rettungswege 1.129.000 €

RS Dietrich-Bonhoeffer-Schule Sanierung WCs 200.000 €

HRS Sporthalle Ahlem Abtrennung der Sporthalle 970.000 €

GY Käthe-Kollwitz-Schule Verbesserung Flucht u. Rettungswege 1.249.000 €

GY Käthe-Kollwitz-Schule Einbau einer Cafeteria 650.000 €

GY Schillerschule Verbesserung Flucht- und Rettungswege 650.000 €

GY Wilhelm-Raabe-Schule Verbesserung Flucht u. Rettungswege, 2.BA 3.655.000 €

AS GY Goetheschule, An Mußmanns Haube Verbesserung Flucht u. Rettungswege 1.145.000 €

GY Helene-Lange-Schule Brandschutzmaßnahmen 2.150.000 €

IGS Roderbruch Brandschutzmaßnahme Sporthalle 1.770.000 €

IGS Roderbruch Brandschutzmaßnahme Schulgebäude 1.553.000 €

Kita Sahlkamp 143 Erweiterung der Kita 3.180.000 €

SZ Misburg Mensaneubau für vier Schulen 5.700.000 €

Berggarten Sanierung der Umfassungsmauern 600.000 €

Herrenhausen/Großer Garten Sanierung Tempel Remy de la Fosse 200.000 €

Herrenhausen/Großer Garten Sanierung Mauern 1.570.000 €

Stadtteilzentrum Nordstadt Sanierung Fenster 120.000 €

VwG Neues Rathaus Energetische Sanierung 3.944.000 €

Stadtteilzentrum Ricklingen Notfallmaßnahmen Brandschutz 1.300.000 €

FW 1 Weidendamm Neubau 2. BA (ÖPP) 55.000.000 €

Summe: 90.542.000 €

Im Rahmen der baulichen Unterhaltung werden im Jahr 2018 rd. 19,4 Mio. € verausgabt
(Planzahl, Eigen- und Fremdbestand, Reparaturen und kleine bis mittelgroße konsumtive Projekte, Priorisierung erfolgt jeweils zum Ende des Vorjahres).

Im Jahr 2018 werden rd. 59 Mio. € für investive Projekte im Eigenbestand und rd. 6 Mio. € im Fremdbestand verausgabt.

Es handelt sich in der 
Liste um die sehr 
wahrscheinlich 
fertiggestellten Projekte 
in jedem Jahr.  
Zusätzlich beginnen 
viele Projekte mit der 
Planung bzw. befinden 
sich viele Projekte 
schon im Bau, die in 
den nächsten Jahren 
fertig sein werden.
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Fertigstellung der Hochbauprojekte aus 500 plus (grau hinterlegt), Haushaltskorridor und BU (ab 88.750 €) nach Jahren

Fertigstellung Objekte Kurzbeschreibung der Maßnahme
Projektvolumen 

(in versch. 

Genauigkeitsstufen: 

Kosten-Annahmen / 

Kosten -Schätzungen/ 

Kosten-Berechnungen)

2019 GS Loccumer AS D.-Bonhoeffer-Schule Erstellung provisorische Mensa 600.000 €

GS Heinrich-Wilhelm-Olbers Schule Erstellung provisorische Mensa 600.000 €

GS Welfenplatz und Kita Welfenplatz Neubau (ÖPP) 16.880.000 €

GY Kaiser-Wilhelm und Ratsgymnasium Sanierung Hauptgebäude 6.387.000 €

GY Humboldtschule Brandschutzmaßnahmen 825.000 €

GY Tellkampfschule Brandschutzertüchtigung 1.000.000 €

IGS Linden Brandschutz, Rettungswege 1.155.000 €

IGS Linden Sek. II Dachsanierung 1.000.000 €

SbpP Südstadtschule Verbesserung Flucht u. Rettungswege 1.435.000 €

Kita Bergfeldstraße Neubau (ÖPP) 4.625.000 €

Kita Chemnitzer Straße Neubau (ÖPP) 4.625.000 €

Familienzentrum Allerweg (Hinterhaus) Sanierung zum Familienzentrum 3.610.000 €

Feuerwache 2, Auf der Klappenburg Redundanzstandort Regionsleitstelle, 2. Standort Rechenzentrum, Dachsanierung 11.540.000 €

FW 3 Südstadt Neubau (ÖPP) 25.000.000 €

Stadtteilzentrum Krokus Sanierung Flachdach 300.000 €

VwG Neues Rathaus Sanierung Südfassade 2.970.000 €

VwG OE 32, Neubau Am Schützenplatz Beratende u. steuernde Begleitung (Mietmodell)

Summe: 82.552.000 €

Im Jahr 2019 werden rd. 78 Mio. € für investive Projekte im Eigenbestand und rd. 6 Mio. € im Fremdbestand verausgabt.

Im Rahmen der baulichen Unterhaltung werden im Jahr 2019 rd. 20,3 Mio. € verausgabt
(Planzahl, Eigen- und Fremdbestand, Reparaturen und kleine bis mittelgroße konsumtiveProjekte, Priorisierung erfolgt jeweils zum Ende des Vorjahres).

Es handelt sich in der 
Liste um die sehr 
wahrscheinlich 
fertiggestellten Projekte 
in jedem Jahr.  
Zusätzlich beginnen 
viele Projekte mit der 
Planung bzw. befinden 
sich viele Projekte 
schon im Bau, die in 
den nächsten Jahren 
fertig sein werden.
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Fertigstellung der Hochbauprojekte aus 500 plus (grau hinterlegt), Haushaltskorridor und BU (ab 88.750 €) nach Jahren

Fertigstellung Objekte Kurzbeschreibung der Maßnahme
Projektvolumen 

(in versch. 

Genauigkeitsstufen: 

Kosten-Annahmen / 

Kosten -Schätzungen/ 

Kosten-Berechnungen)

2020 GS Gebr. Körting (ehem. FÖS Astrid Lindgren)  Sanierung 1.600.000 €

GS Kestnerstraße Sanierung und Ausbau Ganztagsschule 10.000.000 €

GY Tellkampfschule Sanierung Verwaltung 3.400.000 €

GS Kronsberg Mitte Neubau (ÖPP) 7.000.000 €

GS Mengendamm Ausbau zur Ganztagsschule N.N.

GY Bismarckschule Umsetzung G9 durch Erweiterungsbau 4.000.000 €

GY Käthe-Kollwitz-Schule Umbauten zur Umsetzung G9 N.N.

GY Lutherschule Umbauten zur Umsetzung G9 7.700.000 €

GY Ricarda-Huch-Schule Umbauten zur Umsetzung G9 200.000 €

GY Schillerschule Umsetzung G9 durch Erweiterungsbau 6.500.000 €

GY Tellkampfschule Umsetzung G9 inkl. NTW 3.500.000 €

GY Wilhelm-Raabe-Schule Umbauten zur Umsetzung G9 N.N.

Kita Beckstraße Neubau (ÖPP) 6.600.000 €

Kita Hohe Straße 30 Neubau 3.200.000 €

Kita Walter-Ballhause-Straße Neubau 4.000.000 €

Berggarten Sanierung der Hauptbewässerungsstränge 600.000 €

Summe: 58.300.000 €

Im Jahr 2020 werden rd. 87,9 Mio. € für investive Projekte im Eigenbestand und rd. 6 Mio. € im Fremdbestand verausgabt.

Im Rahmen der baulichen Unterhaltung werden im Jahr 2020 rd. 21,1 Mio. € verausgabt
(Planzahl, Eigen- und Fremdbestand, Reparaturen und kleine bis mittelgroße konsumtive Projekte, Priorisierung erfolgt jeweils zum Ende des Vorjahres).

Es handelt sich in der 
Liste um die sehr 
wahrscheinlich 
fertiggestellten Projekte 
in jedem Jahr.  
Zusätzlich beginnen 
viele Projekte mit der 
Planung bzw. befinden 
sich viele Projekte 
schon im Bau, die in 
den nächsten Jahren 
fertig sein werden.
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Fertigstellung der Hochbauprojekte aus 500 plus (grau hinterlegt), Haushaltskorridor und BU (ab 88.750 €) nach Jahren

Fertigstellung Objekte Kurzbeschreibung der Maßnahme
Projektvolumen 

(in versch. 

Genauigkeitsstufen: 

Kosten-Annahmen / 

Kosten -Schätzungen/ 

Kosten-Berechnungen)2021
2021 GS Buchholz-Kleefeld II Neubau (ÖPP) 10.000.000 €

GS Fuhsestraße Sanierung und Umbau 1.500.000 €

GY Kurt-Schwitters Umsetzung G9 + 0,5 Zug durch Anbau u. Erweiterung 13.500.000 €

GY Sophienschule Neubau (ÖPP) 40.000.000 €

GY Kaiser-Wilhelm und Ratsgymnasium G9 Erweiterung (ÖPP) 10.000.000 €

IGS Büssingweg Ausbau zum Oberstufenzentrum, Sanierung 23.000.000 €

Kita Büntekamp Neubau (ÖPP) 3.000.000 €

Kita Kreuzbusch Neubau (ÖPP) 3.750.000 €

Kita Steinbreite Neubau (ÖPP) 3.750.000 €

Kita Brückstrasse Ersatzneubauten (ÖPP) 3.000.000 €

Kita Strelitzer Weg Ersatzneubauten (ÖPP) 2.500.000 €

Misburger Bad Neubau (ÖPP) 16.500.000 €

Verwaltungsgebäude Bauverwaltung Sanierung 20.000.000 €

GS Kastanienhof Sanierung und Ausbau zur Ganztagsschule 17.790.000 €

GY Herschelschule
Umsetzung G9  (inclusive 3,5 Mio € Zufinanzierung aus Investionsmeorandum für 0,5 Zug 
durch Anbau u. Erweiterung)

8.300.000 €

GY Goetheschule Sanierung 2. + 3. BA inkl. weiterer Zug 34.000.000 €

IGS Südstadt
Flucht- u. Rettungswege, Erweiterung 4-Gruppen Kita, 2.BA Sanierung 
(inkl. 6,5 Mio. € Zufinanzierung aus Investitionsmemorandum)

31.500.000 €

Fössebad Neubau 20.000.000 €

Summe: 262.090.000 €

Gesamtsumme in 5 Jahren: 570.237.000 €

Im Rahmen der baulichen Unterhaltung werden im Jahr 2021 rd. 21,9 Mio. € verausgabt
(Planzahl, Eigen- und Fremdbestand, Reparaturen und kleine bis mittelgroße konsumtive Projekte, Priorisierung erfolgt jeweils zum Ende des Vorjahres).

Im Jahr 2021 werden rd. 88,4 Mio. € für investive Projekte im Eigenbestand und rd. 6 Mio. € im Fremdbestand verausgabt.

Es handelt sich in der 
Liste um die sehr 
wahrscheinlich 
fertiggestellten Projekte 
in jedem Jahr.  
Zusätzlich beginnen 
viele Projekte mit der 
Planung bzw. befinden 
sich viele Projekte 
schon im Bau, die in 
den nächsten Jahren 
fertig sein werden.
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Anlage 3 zur Informationsdrucksache 2129 / 2017 

Umsetzung des Investitionskonzepts „500 plus“ 

Wohnungsbauförderung, Obdachlosenheime, Sportentwicklung, Kleingarten-
konzept und Informations- und Kommunikationstechnik 

Neben den in Anlage 2 dargestellten Maßnahmen aus dem Bereich des Hochbaus sind im 

Investitionsmemorandum „500 plus“ auch andere Bereiche beschrieben, in denen ein 

Investitionsbedarf besteht, der nicht über den regulären Haushaltskorridor abgebildet werden 

kann.  

Wohnungsbauförderung: weitere 100 Wohnungen p.a.  

Über das Investitionsmemorandum 500plus ist eine weitere Aufstockung der Mittel von bisher 

4 Mio. € auf 6 Mio. € jährlich vorgesehen. Damit kann bis 2026 die Anzahl der zu fördernden 

Wohnungen auf ca. 2.250 erhöht werden. Es liegen bereits Förderanträge für etwa 950 

Wohnungen im Stadtgebiet vor. Für rund 420 dieser Wohnungen wurden die Mittel bereits 

bewilligt. 

Bau von zwei Obdachlosenheimen 

Die Bauverwaltung arbeitet derzeit an einem entsprechenden Konzept zur Unterbringung 

Obdachloser. Dies soll dann in Form einer Drucksache zur Beschlussfassung vorgelegt 

werden. Nach entsprechender Beschlussfassung kann der Bau von zwei neuen 

Obdachlosenheimen in die Detailplanung gehen. 



Sportentwicklungsplanung  

Die im Investitionsmemorandum für die Sportentwicklungsplanung vorgesehenen Mittel in 

Höhe von 0,5 Mio. € p.a. werden zunächst für den Bau von bis zu drei Bootsanlegestellen und 

Verbesserungen im Bereich von Skaterrouten in der Eilenriede eingesetzt. Darüber hinaus 

befinden sich Baumaßnahmen auf städtischen Grundstücken zur Verbesserung der 

Sportraumsituation in der Landeshauptstadt Hannover in Vorbereitung. 

Kleingartenkonzept  

Im Rahmen des Investitionsmemorandums werden erste Maßnahmen des Kleingarten-

konzepts vorfinanziert. Die Einzelmaßnahmen „Umsetzung Büntekamp III“ sowie 

vorbereitende Recherchen für „Umsetzung Vinnhorster Weg“ beginnen in 2017. 

Modernisierungsmaßnahmen bzw. Sanierungsarbeiten im Kleingartenverein Steuerndieb 

befinden sich in der Ausschreibung. Weitere Maßnahmen wie zum Beispiel die Sanierung bzw. 

Modernisierung in den Kleingartenvereinen Waldfrieden, Waldesgrün, Fuchswinkel und 

Friedenau starten in 2018. 

Informations- und Kommunikationstechnik  

Funktionale Anforderungen sowie Ansprüche an die Verfügbarkeit und Sicherheit von IT-

Systemen mit den zugehörigen Anwendungen steigen. Der Erhalt der bestehenden 

Infrastruktur und Anwendungslandschaft wird durch den bestehenden investiven 

Finanzkorridor abgebildet. Die Bereitstellung zusätzlicher Mittel im Rahmen des 

Investitionsmemorandums wird dazu beitragen, die strategischen Verwaltungsziele im Umfeld 

der Digitalisierung zu fördern. Netzausbau, Systemverfügbarkeit und IT-Sicherheit sind auf der 

Ebene der Infrastruktur die anstehenden Handlungsfelder. Die Umsetzung neuer Formen der 

Arbeit (mobiles Arbeiten) und die Weiterentwicklung von e-Government-Angeboten sowie 

interne Digitalisierungsvorhaben (z.B. e-Akte) sind die weiteren Vorhaben mit zusätzlichem 

Investitionsbedarf.  
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